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Erkenntnis 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Maurer-Kober als Einzelrichterin über die Beschwerde des M.S. 
alias P.S., geb. 00.00.1981, StA. Indien, vertreten durch: RA Mag. Wolfgang Auner, Parkstraße 1/I, 8700 
Leoben, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 14.10.2008, FZ. 08 09.008, zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 68 Abs. 1 AVG und § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 (AsylG) 
abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1. Der nunmehrige Beschwerdeführer, ein indischer Staatsangehöriger, reiste erstmals am 13.12.2002 illegal in 
das österreichische Bundesgebiet ein, wo er von Beamten des Grenzüberwachungsposten Laa an der Thaya im 
Gemeindegebiet von Wildendürnbach ohne gültiges Reisedokument betreten wurde, und stellte in der Folge am 
16.12.2002 einen Asylantrag. Bei der niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 24.09.2003 
gab er im Wesentlichen an, er sei im November 2002 legal mit seinem eigenen Reisepass über den Flughafen 
Delhi aus Indien ausgereist. Zu seinen Fluchtgründen befragt, gab er an, seine Familie und er seien 
Sympathisanten der Akali Dal Partei und hätten Probleme mit Anhängern der Kongresspartei. Fluchtauslösendes 
Ereignis habe es keines gegeben; er habe sein Heimatland verlassen, da er von den Anhängern der 
Kongresspartei schikaniert und bedroht worden sei. Im Jahr 2000 habe er begonnen, die Akali Dal Partei zu 
unterstützen; eingetragenes Mitglied sei er nicht gewesen. Er sei seit April 2002 mehrfach belästigt und drei oder 
vier Mal auch geschlagen worden. Dabei sei er auch am Rücken verletzt worden. Anzeige habe er nicht erstattet. 
Von staatlicher Seite werde er in seinem Heimatland nicht verfolgt und habe auch keine Probleme mit den 
indischen Behörden. 
 

Das Bundesasylamt, Außenstelle Wien, wies mit Bescheid vom 25.09.2003, FZ. 02 39.260-BAW, den 
Asylantrag gemäß § 7 AsylG 1997, BGBl I Nr. 76/1997 idgF ab (Spruchpunkt I) und stellte in seinem 
Spruchpunkt II fest, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers nach Indien 
gemäß § 8 AsylG zulässig sei. 
 

Die gegen diesen Bescheid fristgerecht erhobene Berufung wurde nach Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 08.07.2004, Zahl: 

243.105/0-XIV/08/03, gemäß §§ 7, 8 Abs. 1 AsylG abgewiesen. Dieser Bescheid erwuchs am 14.07.2004 in 
Rechtskraft. 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Asylwerber Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof, der dieser 
Beschwerde mit Beschluss vom 14.09.2004, Zl. AW 2004/20/0244-3, die aufschiebende Wirkung zuerkannte. 
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Am 04.01.2005 langte beim Bundesasylamt ein als "Zurückziehung meines Asylantrages" tituliertes Schreiben 
des Beschwerdeführers ein, in welchem dieser bekanntgab, dass er seinen Asylantrag zurückziehen wolle, da er 
mit einer österreichischen Staatsangehörigen verheiratet sei. Aus diesem Grund erklärte der 
Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss vom 31.03.2005, Zl. 2004/20/0298-9, die Beschwerde für gegenstandslos 
und stellte das Verfahren ein. 
 

2. Am 24.09.2008 stellte der nunmehrige Beschwerdeführer den gegenständlichen Antrag auf internationalen 
Schutz. Im Rahmen der Erstbefragung durch ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes der 
Polizeiinspektion Traiskirchen EAST am selben Tag im Beisein eines geeigneten Dolmetschers für die Sprache 
Punjabi gab er an, er habe sein Heimatland das zweite Mal am 07.03.2008 legal mit seinem eigenen Reisepass, 
der ihm im Jahr 2004 von der indischen Botschaft in Wien ausgestellt worden sei, mit dem Flugzeug verlassen. 
Im Jahr 2002 sei er erstmals nach Österreich gekommen und habe einen Asylantrag gestellt. Diesen Asylantrag 
habe er dann zurückgezogen, weil er eine Österreicherin geheiratet habe. Er habe eine Aufenthaltsberechtigung 
erhalten, die ihm im Juni 2008 entzogen worden sei. Am 02.01.2008 sei er nach Indien geflogen und habe am 
00.00.2008 eine indische Frau geheiratet. Am 07.03.2008 sei er legal - aufgrund seines Aufenthaltstitels - von 
Delhi nach Wien geflogen und stelle nunmehr einen neuerlichen Asylantrag. Seine Frau sei in Indien verblieben, 
da sie keine Einreisedokumente gehabt habe. Den neuerlichen Asylantrag stelle er, da er am Vortag [23.09.2008] 
zu Hause angerufen habe und seine Mutter ihm gesagt habe, wenn er zurückkehre, würden ihn die Leute der 
Kongresspartei aus dem Dorf umbringen. Er gehöre nämlich zur Akali Dal Partei. 
 

3. Mit e-mail vom 26.09.2008 teilte die Bundespolizeidirektion Wien dem Bundesasylamt mit, dass gegen den 
Beschwerdeführer mit Bescheid vom 03.05.2008 ein Aufenthaltsverbot wegen Eingehens einer Scheinehe für die 
Dauer von fünf Jahren erlassen worden sei. Im Berufungsverfahren sei die Dauer des Aufenthaltsverbotes mit 
zehn Jahren befristet worden. Dagegen sei Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erhoben worden, der dem 
- damit verbundenen - Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht stattgegeben habe und sohin 
ein durchsetzbares Aufenthaltsverbot bestehe. Dem Beschwerdeführer sei von Seiten der Behörde der Auftrag 
erteilt worden, am 25.09.2008 seinen Reisepass und ein Flugticket für die Ausreise vorzulegen, dem er nicht 
nachgekommen sei. 
 

4. Am 29.09.2008 wurde dem Beschwerdeführer gemäß § 29 Abs. 3 AsylG mitgeteilt, dass beabsichtigt sei, 
seinen Antrag auf internationalen Schutz zurückzuweisen (§§ 4, 5 und 68 Abs. 1 AVG) (§ 29 Abs. 3 Z 4 AsylG), 
da entschiedene Sache im Sinne des § 68 AVG vorliege (vgl. AS 29ff). 
 

5. In der Folge wurde der Beschwerdeführer am 07.10.2008 erneut vom Bundesasylamt nach erfolgter 
Rechtsberatung in Anwesenheit des Rechtsberaters und eines geeigneten Dolmetschers für die Sprache Punjabi 
einvernommen und gab dabei im Wesentlichen an, dass es ihm gut gehe, er jedoch Schmerzen habe, da er von 
seinen Gegnern in Indien misshandelt worden sei. Er habe im Dezember 2002 Indien verlassen, sei jedoch in der 
Zwischenzeit wieder dort gewesen. Im Zuge dieser Einvernahme legte der Beschwerdeführer eine 
Verlustbestätigung betreffend seinen Reisepass und Kopien der Einreise- und Ausreisebestätigung vor, denen zu 
entnehmen ist, dass der Beschwerdeführer am 02.01.2008 in Indien bzw. am 07.03.2008 wieder in Österreich 
eingereist ist. In Österreich lebe er mit niemandem in einer Familien- oder familienähnlichen 
Lebensgemeinschaft. Auf Vorhalt des Bundesasylamtes, dass beabsichtigt sei, seinen neuerlichen Antrag wegen 
entschiedener Sache zurückzuweisen, brachte er vor, sein Vater sei im Jahr 2001 von Mitgliedern der 
Kongresspartei getötet worden. Am 02.01.2008 sei er nach Indien zurückgekehrt und habe am 00.00.2008 
geheiratet. Nach der Hochzeitsfeier hätten seine Gegner gewusst, dass er wieder in Indien sei. Eine Woche nach 
seiner Hochzeit sei er von Mitgliedern der Kongresspartei entführt und misshandelt worden. Er habe dann 
flüchten können und sich in der Folge versteckt gehalten. Seine Gegner seien auch in seinem Elternhaus gewesen 
und hätten seiner Mutter gesagt, dass sie ihn umbringen würden. Seine Schwiegereltern seien ebenfalls mit dem 
Umbringen bedroht worden. Seine Mutter habe ihn in der Folge angerufen und gesagt, er solle nicht nach Hause 
kommen, da er überall gesucht werde. Wenn er nach Hause komme, würde er umgebracht werden, da die 
Parteimitglieder großen Einfluss hätten. Daher sei er auch nicht zur Polizei gegangen. Auf Vorhalt des 
Bundesasylamtes, dass er im ersten Verfahren keine Angaben dazu gemacht habe, dass sein Vater umgebracht 
worden sei, gab er an, dies sei nicht ganz klar gewesen und es habe sich erst später herausgestellt, dass seine 
politischen Gegner seinen Vater umgebracht hätten. Auf Vorhalt, es sei nicht glaubwürdig, dass ein kleiner 
Sympathisant nach sechs Jahren Abwesenheit von Mitgliedern der Kongresspartei, die zwischenzeitig in 
Opposition seien, gesucht werde, brachte er vor, sein Vater habe eine Funktion gehabt und sei im Jahr 1998 von 
der Polizei festgenommen worden. Wegen der damaligen Tätigkeit seines Vaters seien "sie" immer noch hinter 
ihm her. Auf Vorhalt des Bundesasylamtes, dass er seine Hochzeit wohl habe ankündigen müssen und sohin 
seine Gegner schon vorher Bescheid gewusst hätten, dass er zurück kommen werde, gab er an, er habe im 
Kleinen geheiratet und die Hochzeit nicht so öffentlich gemacht. Auf Vorhalt, dass es nicht glaubwürdig sei, 
dass er von seinen Gegnern aus Angst geflüchtet sei, weil diese ihn überall ausfindig machen hätten können, er 
jedoch gleichzeitig die Hochzeit habe geheim halten können, er entführt worden sei, flüchten habe können und in 
der Folge problemlos und legal aus Indien habe ausreisen können, brachte er vor, er sei kein Krimineller und 
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habe daher legal ausreisen können. Er sei zu Hause gefunden worden und habe sich dann verstecken können und 
geheiratet habe er bei seiner Frau. 
 

6. Am 14.10.2008 legte die Bundespolizeidirektion Wien dem Bundesasylamt die Niederschriften der 
Einvernahmen des Beschwerdeführers in seinem fremdenrechtlichen Verfahren vom 01.08.2008, vom 
09.09.2008, vom 22.09.2008 und vom 08.10.2008 vor (vgl. AS 81ff), zu denen zunächst anzumerken ist, dass 
der Beschwerdeführer seine angeblichen Probleme in Indien in keiner Weise erwähnt hat, sondern mehrfach 
angegeben hat, dass er eigentlich schon zurück nach Indien wolle und grundsätzlich auch Ausreisebereitschaft 
vorliege. 
 

7. Mit dem angefochtenen Bescheid des Bundesasylamtes vom 14.10.2008, FZ. 08.09.008-EAST Ost, wurde der 
Antrag auf internationalen Schutz vom 24.09.2008 gemäß § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache 
zurückgewiesen (Spruchpunkt I) und der Beschwerdeführer gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG aus dem 
österreichischen Bundesgebiet nach Indien ausgewiesen (Spruchpunkt II). Begründend wurde dazu ausgeführt, 
dass es sich beim nunmehrigen Vorbringen des Beschwerdeführers nicht um "neue Ereignisse", sondern um das 
Fortbestehen einer Problematik handle, die bereits seit der Zeit bestanden habe, zu der er sich noch in Indien 
aufgehalten habe und sohin von der Rechtskraft des ersten Bescheides umfasst sei. Es habe sich somit kein 
neuer, entscheidungsrelevanter Sachverhalt ergeben. 
 

8. Gegen diesen Bescheid richtet sich die durch den rechtsfreundlichen Vertreter fristgerecht eingebrachte 
Beschwerde, in welcher das erstinstanzliche Vorbringen wiederholt wurde. Zum erstinstanzlichen Bescheid 
wurde ausgeführt, dass neu entstandene Tatsachen vorliegen würden, die asylrelevant seien. Es sei nicht 
nachvollziehbar, weshalb die erstinstanzliche Behörde meine, es handle sich um das Fortbestehen einer 
Problematik, die bereits in der Zeit bestanden habe, als er sich noch in Indien aufgehalten und daher im ersten 
Verfahren schon berücksichtigt worden sei. Ferner habe das Bundesasylamt die ärztliche Behandlung des 
Beschwerdeführers nicht berücksichtigt und keine Feststellungen zur medizinischen Versorgung in Indien 
getroffen. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem, dem Asylgerichtshof vorliegenden, Verwaltungsakt 
des Beschwerdeführers. 
 

2. Gemäß § 73 Abs. 1 AsylG ist das AsylG mit 1. Jänner 2006 in Kraft getreten und ist gemäß § 75 Abs. 1 
AsylG auf alle Verfahren anzuwenden, die am 31.12.2005 noch nicht anhängig waren. Das vorliegende 
Verfahren war am 31.12.2005 nicht anhängig; es ist daher nach dem AsylG 2005 zu führen. 
 

Gemäß § 23 AsylGHG sind, soweit sich aus dem Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, dem 
Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100, und dem Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, BGBl. 
Nr. 10, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffes "Berufung" der Begriff "Beschwerde tritt. 
 

2.1. Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69, 71 AVG die 
Abänderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wenn die Behörde 
nicht Anlass zu einer Verfügung gemäß den Absätzen 2 bis 4 findet, wegen entschiedener Sache 
zurückzuweisen. 
 

Gemäß § 75 Abs. 4 AsylG 2005 begründen auch ab- oder zurückweisende Bescheide auf Grund des 
Asylgesetzes 1997 in derselben Sache in Verfahren nach dem AsylG 2005 den Zurückweisungstatbestand der 
entschiedenen Sache (§ 68 AVG). 
 

2.2. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes liegen verschiedene "Sachen" im Sinne des § 68 Abs. 1 
AVG vor, wenn in der für den Vorbescheid maßgeblichen Rechtslage oder in den für die Beurteilung des 
Parteibegehrens im Vorbescheid als maßgeblich erachteten tatsächlichen Umständen eine Änderung eingetreten 
ist oder wenn das neue Parteibegehren von dem früheren (abgesehen von Nebenumständen, die für die rechtliche 
Beurteilung der Hauptsache unerheblich sind) abweicht (vgl. VwGH vom 19.07.2001, Zl. 99/20/0418-13). Liegt 
keine relevante Änderung der Rechtslage oder des Begehrens vor und ist in dem für die Entscheidung 
maßgeblichen Sachverhalt keine Änderung eingetreten, so steht die Rechtskraft des ergangenen Bescheides dem 
neuerlichen Antrag entgegen. Es kann jedoch nur eine solche behauptete Änderung des Sachverhalts die Behörde 
zu einer neuen Sachentscheidung - nach etwa notwendigen amtswegigen Ermittlungen nach § 28 AsylG 1997 - 
berechtigen und verpflichten, der für sich allein oder in Verbindung mit anderen Tatsachen rechtlich 
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Asylrelevanz zukäme; eine andere rechtliche Beurteilung des Antrages darf nicht von vornherein ausgeschlossen 
sein. Darüber hinaus muss die behauptete Sachverhaltsänderung zumindest einen glaubhaften Kern aufweisen, 
dem Asylrelevanz zukommt und an den die oben erwähnte positive Entscheidungsprognose anknüpfen kann. Die 
Behörde hat sich insoweit bereits bei der Prüfung der Zulässigkeit des (neuerlichen) Asylantrages mit der 
Glaubwürdigkeit des Vorbringens des Beschwerdeführers und gegebenenfalls mit der Beweiskraft von Urkunden 
auseinander zu setzen. Ergeben die Ermittlungen der Behörde, dass eine Sachverhaltsänderung, die eine andere 
Beurteilung nicht von vorn herein ausgeschlossen erscheinen ließe, entgegen den Behauptungen der Partei in 
Wahrheit nicht eingetreten ist, so ist der Asylantrag gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückzuweisen (vgl. VwGH vom 
21.11.2002, Zl. 2002/20/0315 und VwGH vom 19.07.2001, Zl. 99/20/0418). 
 

Gegenüber neu entstandenen Tatsachen fehlt es an der Identität der Sache; neu hervorgekommene Tatsachen 
(oder Beweismittel) rechtfertigen dagegen allenfalls eine Wiederaufnahme (wegen nova reperta), nicht jedoch 
bedeuten sie eine Änderung der Sachlage im Sinn des § 68 Abs. 1 AVG (vgl. Hauer-Leukauf, "Handbuch des 
österreichischen Verwaltungsverfahrens", 5. Auflage, 617). Eine neue Sachentscheidung ist demnach nicht nur 
bei identem Begehren aufgrund desselben Sachverhalts, sondern wie sich aus § 69 Abs. 1 Z 2 AVG ergibt, auch 
im Fall desselben Begehrens aufgrund von Tatsachen und Beweismittel, die schon vor Abschluss des 
Vorverfahrens bestanden haben, ausgeschlossen. Der Begriff "Identität der Sache" muss in erster Linie aus einer 
rechtlichen Betrachtungsweise heraus beurteilt werden, was bedeutet, dass den behaupteten geänderten 
Umständen Entscheidungsrelevanz zukommen muss (vgl. VwGH vom 26.02.2004, Zl. 2004/07/0014; VwGH 
vom 25.04.2002, Zl. 2000/07/0235 und VwGH vom 15.10.1999, Zl. 96/21/0097). Bei der Prüfung der Identität 
der Sache ist von dem rechtskräftigen Vorbescheid auszugehen, ohne die sachliche Richtigkeit desselben 
nochmals zu überprüfen; die Rechtskraftwirkung besteht gerade darin, dass die von der Behörde einmal 
untersuchte und entschiedene Sache nicht neuerlich untersucht und entschieden werden darf (vgl. VwGH vom 
25.04.2002, Zl. 2000/07/0235). Nur eine solche Änderung des Sachverhalts kann zu einer neuen 
Sachentscheidung führen, die für sich allein oder in Verbindung mit anderen Tatsachen den Schluss zulässt, dass 
nunmehr bei Bedachtnahme auf die damals als maßgebend erachteten Erwägungen eine andere Beurteilung jener 
Umstände, die seinerzeit den Grund für die Abweisung des Parteibegehrens gebildet haben, nicht von vorn 
herein als ausgeschlossen gelten kann (vgl. VwGH vom 09.09.1999, Zl. 97/21/0913 und die in Walter / Thienel, 
"Die österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze", Band I, 2. Auflage, 1998, E 9 zu § 68 AVG 
wiedergegebene Judikatur). 
 

Auch wenn das Vorbringen des Folgeantrages in einem inhaltlichen Zusammenhang mit den Behauptungen 
steht, die im vorangegangenen Verfahren nicht als glaubwürdig beurteilt worden sind, schließt dies nicht aus, 
dass es sich um ein asylrelevantes neues Vorbringen handelt, das auf seinen "glaubhaften Kern" zu beurteilen ist. 
Ein solcher Zusammenhang kann für die Beweiswürdigung der neu behaupteten Tatsachen von Bedeutung sein, 
macht eine neue Beweiswürdigung aber nicht von vornherein entbehrlich oder gar unzulässig, etwa in dem Sinn, 
mit der seinerzeitigen Beweiswürdigung unvereinbare neue Tatsachen dürften im Folgeverfahren nicht 
angenommen werden. "Könnten die behaupteten neuen Tatsachen, gemessen an der dem rechtskräftigen 
Bescheid zugrunde liegenden Rechtsanschauung, zu einem anderen Verfahrensergebnis führen, so bedarf es 
einer die gesamten bisherigen Ermittlungsergebnisse einbeziehenden Auseinandersetzung mit ihrer 
Glaubwürdigkeit" (vgl. VwGH vom 29.09.2005, Zl. 2005/20/0365; VwGH vom 22.11.2005, Zl. 2005/01/0626; 
VwGH vom 16.02.2006, Zl. 2006/19/0380 und VwGH vom 22.12.2005, Zl. 2005/20/0556). 
 

Für die Berufungsbehörde ist Sache im Sinne des § 66 Abs. 4 AVG ausschließlich die Frage, ob die 
erstinstanzliche Behörde zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung mit Recht den neuerlichen Antrag gemäß § 68 
Abs. 1 AVG zurückgewiesen hat. Die Prüfung der Zulässigkeit eines neuerlichen Antrages aufgrund geänderten 
Sachverhalts darf ausschließlich anhand jener Gründe erfolgen, die von den Parteien erster Instanz zur 
Begründung ihres Begehrens geltend gemacht worden sind. In der Berufung gegen den Zurückweisungsbescheid 
können derartige Gründe nicht neu hervorgebracht werden (vgl. VwGH vom 27.06.2001, Zl. 98/18/0297). 
 

2.3. Im vorliegenden Fall ist zunächst anzumerken, dass der eigentliche Fluchtgrund - Angst vor Mitgliedern 
bzw. Anhängern der Kongresspartei und deren Übergriffe auf den Beschwerdeführer als Sympathisant der Akali 
Dal - sowohl im ersten als auch im zweiten Verfahren derselbe und sohin kein neuer entscheidungsrelevanter 
Sachverhalt ableitbar ist. Damit erweist sich dieses Vorbringen vom bereits in Rechtskraft ergangenen 
ursprünglichen Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 08.07.2004, Zahl: 

243.105/0-XIV/08/03, mit umfasst. Das Bundesasylamt hat somit zu Recht den neuerlichen Antrag auf 
internationalen Schutz wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückgewiesen. 
 

2.4. Zur Klärung der Frage, ob es sich beim nunmehrigen Vorbringen betreffend die Reise des 
Beschwerdeführers nach Indien vom 02.01.2008 bis 07.03.2008 und den diesbezüglich geschilderten 
Geschehnissen - weitere Verfolgung bzw. Bedrohung und Entführung - um das Fortbestehen der eigentlichen 
Fluchtgründe handelt oder dies tatsächlich ein neues Vorbringen ist, welches vom rechtskräftigen Bescheid nicht 
umfasst ist, sind im gegenständlichen Verfahren zunächst die weiteren Angaben des Beschwerdeführers 
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betreffend seinen nunmehrigen Antrag auf internationalen Schutz - der oben angeführten Judikatur zufolge - 
darauf hin zu überprüfen, ob diese den von der Judikatur geforderten "glaubhaften Kern" aufweisen. 
 

2.5. Diesbezüglich ist auszuführen, dass der Beschwerdeführer im Rahmen der Erstbefragung zunächst ausgesagt 
hat, dass er am Vortag, somit den 23.09.2008 zu Hause angerufen habe und ihm seine Mutter gesagt habe, wenn 
er zurückkehre, würden ihn die Leute der Kongresspartei umbringen. Im Rahmen der Einvernahme vor dem 
Bundesasylamt dagegen steigerte sein Vorbringen dahingehend, dass er nunmehr erstmals angab, er sei in Indien 
eine Woche nach seiner Hochzeit von Mitgliedern der Kongresspartei entführt, eingesperrt und misshandelt 
worden. Ferner seien seine Mutter und seine Schwiegereltern ebenfalls bedroht worden. Dies alles sei darauf 
zurückzuführen, dass der Beschwerdeführer vor sechs Jahren Sympathisant der Akali Dal gewesen sei und 
aufgrund der Tätigkeiten seines Vaters im Jahr 1998 diese politischen Gegner immer noch hinter ihm her seien. 
 

2.6. Grundsätzlich ist zur Antragstellung auszuführen, dass der Beschwerdeführer nach der Aktenlage den 
gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz erst dann gestellt hat, als gegen ihn ein durchsetzbares 
Aufenthaltsverbot für die Dauer von zehn Jahren wegen Eingehens einer Scheinehe erlassen wurde. Aus diesem 
Grund wurde er am 01.08.2008 ins gelindere Mittel übernommen und wurde ihm von Seiten der 
fremdenpolizeilichen Behörde der Auftrag erteilt, bis zum 25.09.2008 Reisepass und ein Flugticket zur Ausreise 
vorzulegen, wobei die indische Botschaft in Wien bereits zugesichert hatte, ihm ein Passersatzdokument 
auszustellen. 
 

Hinzu kommt, dass der Beschwerdeführer im Rahmen seiner fremdenpolizeilichen Einvernahmen seine 
angeblichen Erlebnisse in Indien im Frühjahr 2008 mit keinem Wort erwähnte; auch nicht in der Einvernahme 
am 08.10.2008 - sohin nach Antragstellung. Im Gegensatz zu seinem Vorbringen im Asylverfahren gab der 
Beschwerdeführer vor der Fremdenpolizei am 01.08.2008 an, er wolle eventuell schon in Indien wohnen. Am 
09.09.2008 gab er weiters an, er habe seine Frau im Jänner geheiratet und diese warte schon auf ihn. Nach 
Antragstellung am 08.10.2008 gab der Beschwerdeführer im Zuge seiner Inschubhaftnahme an, er habe eine 
Frau in Indien und wolle für diese noch etwas einkaufen bevor er zurückkehre. 
 

Sämtliche Einvernahmeprotokolle vor der Fremdenpolizei sind dem Beschwerdeführer bekannt, da ihm diese 
von der Dolmetscherin rückübersetzt wurden und er dies mit seiner Unterschrift bestätigt hat. 
 

Aufgrund des oben aufgezeigten absolut widersprüchlichen - nahezu gegensätzlichen - Vorbringens des 
Beschwerdeführers im Asyl- bzw. fremdenpolizeilichen Verfahren, kann nicht davon ausgegangen werden, dass 
diesem der von der Judikatur geforderte glaubhafte Kern zugrunde liegt, zumal es nicht nachvollziehbar ist, aus 
welchen Gründen der Beschwerdeführer nicht auch vor der Fremdenpolizei hinsichtlich seiner geplanten 
Ausweisung seine angeblichen Erlebnisse in Indien geschildert haben würde. 
 

2.7. Von einer Änderung der primären Sachverhaltslage kann vor diesem Hintergrund jedenfalls nicht 
ausgegangen werden, ebenso wenig wie von einer "Gefahrenvergrößerung" (vgl. dazu VwGH vom 26.07.2005, 
Zl. 2005/20/0343). Damit steht aber die Rechtskraft des Vorbescheides einer inhaltlichen Erledigung des 
neuerlichen Antrages entgegen, wie bereits die Erstbehörde zu Recht festgestellt hat. Zusätzlich hat sich weder in 
der für den Vorbescheid maßgeblichen Rechtslage noch in den für die Beurteilung des Parteibegehrens im 
Vorbescheid als maßgeblich erachteten tatsächlichen Umständen eine Änderung ergeben, sodass zweifellos eine 
entschiedene Sache im Sinne des § 68 Abs. 1 AVG vorliegt. 
 

2.8. Zum Vorbringen in der Beschwerde, das Bundesasylamt habe die ärztliche Behandlung des 
Beschwerdeführers nicht berücksichtigt und keine Feststellungen zur medizinischen Versorgung in Indien 
getroffen, ist auszuführen, dass das Bundesasylamt im angefochtenen Bescheid sehr wohl darauf verwiesen hat, 
dass die vom Beschwerdeführer vorgelegten Befunde lediglich sein Vorbringen im ersten Asylverfahren, über 
das bereits rechtskräftig entschieden wurde, bestätigen und gehen diese Beschwerdeausführungen sohin ins 
Leere. 
 

3. Auch der Ausspruch über die Ausweisung (Spruchpunkt II des angefochtenen Bescheides) ist im Ergebnis 
zutreffend. Dies aus folgenden Erwägungen: 
 

3.1. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung 
zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurückgewiesen wird. Den erläuternden Bemerkungen 
zur Regierungsvorlage des Asylgesetzes 2005 ist zu entnehmen, dass dies auch dann gelten soll, wenn diese 
Zurückweisung des Antrages - wie im vorliegenden Fall - wegen entschiedener Sache, sohin gemäß § 68 Abs. 1 
AVG erfolgt (siehe die Erläuterungen zu § 37 Asylgesetz 2005, 952 Bgl. Nr. 22.GP, 55). Gemäß § 10 Abs. 2 
AsylG 2005 sind Ausweisungen nach Abs. 1 lediglich dann unzulässig, wenn erstens dem Fremden im Einzelfall 
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ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder zweitens diese eine Verletzung von 
Art. 8 EMRK darstellen würden. 
 

3.2. Wie im angefochtenen Bescheid zutreffend dargelegt, stellt die Ausweisung im konkreten Fall keinen 
Eingriff in das in Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf Privat- und Familienleben dar. Das Bundesasylamt hat 
die Interessensabwägung im gegenständlichen Fall korrekt und nachvollziehbar dargelegt und schließt sich der 
Asylgerichtshof den diesbezüglichen Ausführungen im erstinstanzlichen Bescheid an. Insbesondere ist 
hervorzuheben, dass der legale Aufenthalt des Beschwerdeführers in Österreich seit dem Jahr 2005 lediglich auf 
eine Scheinehe mit einer österreichischen Staatsangehörigen zurückzuführen ist. Da es sich bei der geschiedenen 
Frau auch nicht um eine Familienangehörige im Sinne des Art. 8 EMRK handelt, verfügt der Beschwerdeführer 
nach eigenen Angaben nicht über weitere verwandtschaftliche Beziehungen zu einem österreichischen 
Staatsangehörigen oder dauernd aufenthaltsberechtigten Fremden. 
 

Der angefochtene Bescheid erweist sich damit in beiden Spruchpunkten als rechtmäßig, weshalb der Beschwerde 
nicht Folge zu geben war. 
 

4. Der Beschwerde war keine aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, da die in § 37 Abs. 1 AsylG 2005 
umschriebenen Voraussetzungen nicht vorliegen. 
 

5. Über die vorliegende Beschwerde konnte, zumal es sich um eine Beschwerde gegen eine zurückweisende 
Entscheidung im Zulassungsverfahren handelt, ohne Abhaltung einer mündlichen Verhandlung entschieden 
werden (§ 41 Abs. 7 AsylG idF BGBl. I Nr. 2008/4). 
 

Sohin war spruchgemäß zu entscheiden. 


